
Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 4. September 2018 — Europäische Kommission/Rat 
der Europäischen Union

(Rechtssache C-244/17) (1)

(Nichtigkeitsklage — Beschluss [EU] 2017/477 — Im Kooperationsrat im Rahmen des Abkommens über 
verstärkte Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und ihren 

Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Kasachstan andererseits im Namen der Europäischen Union 
zu vertretender Standpunkt im Hinblick auf die Arbeitsvereinbarungen des Kooperationsrates, des 

Kooperationsausschusses, der Fachunterausschüsse und etwaiger sonstiger Gremien — Art. 218 Abs. 9 
AEUV — Beschluss zur Festlegung der Standpunkte, die im Namen der Union in einem durch eine 

internationale Übereinkunft eingesetzten Gremium zu vertreten sind — Übereinkunft, deren Regelungen 
teilweise der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik [GASP] zugeordnet werden können — 

Abstimmungsregel)

(2018/C 399/10)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: L. Havas, L. Gussetti und P. Aalto, dann durch L. Havas und 
L. Gussetti)

Beklagter: Rat der Europäischen Union (Prozessbevollmächtigte: M. Bishop und P. Mahnič Bruni)

Tenor

1. Der Beschluss (EU) 2017/477 des Rates vom 3. März 2017 über den im Kooperationsrat im Rahmen des Abkommens über 
verstärkte Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Republik Kasachstan andererseits im Namen der Europäischen Union zu vertretenden Standpunkt im Hinblick auf die 
Arbeitsvereinbarungen des Kooperationsrates, des Kooperationsausschusses, der Fachunterausschüsse und etwaiger sonstiger Gremien 
wird für nichtig erklärt.

2. Die Wirkungen des Beschlusses 2017/477 werden aufrechterhalten.

3. Der Rat der Europäischen Union trägt die Kosten.

(1) ABl. C 239 vom 24.7.2017.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 6. September 2018 — Christoph Klein/Europäische 
Kommission, Bundesrepublik Deutschland

(Rechtssache C-346/17 P) (1)

(Rechtsmittel — Art. 340 Abs. 2 AEUV — Außervertragliche Haftung der Europäischen Union — 
Richtlinie 93/42/EWG — Medizinprodukte — Art. 8 Abs. 1 und 2 — Schutzklauselverfahren — 

Mitteilung eines Mitgliedstaats über eine Entscheidung, mit der das Inverkehrbringen eines 
Medizinprodukts untersagt wird — Unterbleiben einer Entscheidung der Europäischen Kommission — 
Hinreichend qualifizierter Verstoß gegen eine Rechtsnorm, die dem Einzelnen Rechte verleihen soll — 
Kausalzusammenhang zwischen dem Verhalten des Organs und dem geltend gemachten Schaden — 

Nachweis des Vorliegens und des Umfangs des Schadens)

(2018/C 399/11)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Rechtsmittelführer: Christoph Klein (Rechtsanwalt H. J. Ahlt)
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